
 

 
 
 

Zu TOP 7: 

Bericht des persönlich haftenden Gesellschafters an die Hauptversammlung zu Punkt 

7 der Tagesordnung gemäß § 278 Abs. 3 AktG in Verbindung mit §§ 221 Abs. 4, 186 

Abs. 4 Satz 2 AktG 

 

Der persönlich haftende Gesellschafter hat gemäß § 278 Abs. 3 AktG in Verbindung mit 

§ 221 Abs. 4 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Punkt 7 der Tagesordnung 

einen schriftlichen Bericht erstattet. Der Bericht liegt vom Tag der Einberufung der Hauptver-

sammlung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft und in der Hauptversammlung zur 

Einsichtnahme aus. Des Weiteren ist der Bericht auf der Homepage der Gesellschaft unter 

https://ir.stroeer.com/hv/ zugänglich.  

 

Der Bericht hat folgenden Inhalt:  

 

Um dem persönlich haftenden Gesellschafter die Möglichkeit zu geben, durch die Ausgabe 

von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen Fremdkapital zu attraktiven Konditio-

nen aufnehmen zu können, soll eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen beschlossen werden. Die bisherige Ermächtigung läuft am 

13. Juni 2022 aus. Dementsprechend wird unter Punkt 7 der Tagesordnung vorgeschlagen, 

den persönlich haftenden Gesellschafter zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

einmal oder mehrmals Wandelschuldverschreibungen und/oder Optionsschuldverschreibun-

gen (zusammen „Schuldverschreibungen“) mit einem Gesamtnennbetrag von bis zu 

EUR 500.000.000,00 auszugeben. Die Ermächtigung ist bis zum 21. Juni 2027 befristet. Die 

Schuldverschreibungen können dabei jeweils mit Umtausch- oder Bezugsrechten bzw. -

pflichten auf Aktien der Gesellschaft versehen werden. Um den Inhabern der Schuldver-

schreibungen bei Ausübung der Umtausch- und Bezugsrechte beziehungsweise in Erfüllung 

der Wandlungspflicht Aktien der Gesellschaft gewähren zu können, soll ein neues Bedingtes 

Kapital 2022 in Höhe von bis zu EUR 11.330.000,00 geschaffen werden, das der Gesell-

schaft die Ausgabe von bis zu 11.330.000 neuen Aktien ermöglicht. Das neue Bedingte Ka-

pital schöpft den gesetzlichen Rahmen von 50% des Grundkapitals nicht aus.  

 

Die Schuldverschreibungen können mit und ohne Laufzeitbegrenzung sowie in anderen ge-

setzlichen Währungen begeben werden. Sie können auch – soweit die Mittelaufnahme Kon-

zernfinanzierungsinteressen dient – durch verbundene Unternehmen der Gesellschaft bege-

ben werden. In einem solchen Falle wird der persönlich haftende Gesellschafter ermächtigt, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschrei-

bungen zu übernehmen sowie weitere für eine erfolgreiche Begebung erforderliche Erklä-

rungen abzugeben und Handlungen vorzunehmen und – sofern die Schuldverschreibungen 

Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf neue Aktien der Gesellschaft einräumen – den Inhabern 

solche Wandlungs- bzw. Optionsrechte zu gewähren.  

 

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die Entwicklung 

der Gesellschaft. Ein wesentliches Instrument der Finanzierung sind dabei Options- und 

Wandelschuldverschreibungen, durch die der Gesellschaft zunächst zinsgünstiges Fremd-

kapital zufließt.  

 

https://ir.stroeer.com/hv/
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Die Aktionäre der Gesellschaft haben auf die Schuldverschreibungen grundsätzlich ein Be-

zugsrecht. Damit erhalten sie die Möglichkeit, ihr Kapital bei der Gesellschaft anzulegen und 

gleichzeitig ihre Beteiligungsquote zu erhalten. Das Bezugsrecht kann hierbei auch in der 

Weise gewährt werden, dass die Schuldverschreibungen von einem Kreditinstitut mit der 

Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären mittelbar zum Bezug anzubieten.  

 

Der persönlich haftende Gesellschafter soll jedoch ermächtigt sein, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen in bestimmten 

nachfolgend erläuterten Fällen auszuschließen.  

 

Der unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagene Beschluss sieht zunächst vor, dass der 

persönlich haftende Gesellschafter mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt ist, das 

gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Solche Spitzen-

beträge können sich aus dem Betrag des jeweiligen Emissionsvolumens und der Darstellung 

eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Ein Ausschluss des Bezugsrechts erleich-

tert in diesen Fällen die Abwicklung der Emission, da insbesondere die Kosten eines Be-

zugsrechtshandels bei Spitzenbeträgen in keinem vernünftigen Verhältnis zum Gewinn für 

die Aktionäre stehen würden. Sowohl der Wert solcher Spitzen als auch der mögliche Ver-

wässerungseffekt sind in der Regel für den einzelnen Aktionär gering. Die vom Bezugsrecht 

der Aktionäre ausgeschlossenen freien Spitzen werden entweder durch Verkauf über die 

Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der persönlich 

haftende Gesellschafter und der Aufsichtsrat halten diese Ermächtigung zum Bezugsrechts-

ausschluss daher für sachgerecht.  

 

Des Weiteren wird der persönlich haftende Gesellschafter ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschreibungen auszuschließen, 

wie es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten Aktien der Gesellschaft bzw. den Gläubigern von mit Wandlungspflichten 

ausgestatteten bereits zuvor ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht 

in dem Umfang gewähren zu können, wie es ihnen zustünde, wenn sie ihr Umtausch- oder 

Bezugsrecht bereits ausgeübt beziehungsweise ihre Wandlungspflicht bereits erfüllt hätten. 

Schuldverschreibungen enthalten in ihren Bedingungen regelmäßig sog. Verwässerungs-

schutzklauseln für den Fall, dass die Gesellschaft weitere Schuldverschreibungen oder Ak-

tien emittiert, auf die die Aktionäre ein Bezugsrecht haben. Damit der Wert der Schuldver-

schreibungen durch solche Maßnahmen nicht beeinträchtigt wird, erhalten die Inhaber in der 

Regel dadurch einen Ausgleich, dass der Umtausch- oder Bezugspreis ermäßigt wird oder 

dass sie ebenfalls ein Bezugsrecht auf die später ausgegebenen Schuldverschreibungen 

oder Aktien erhalten. Um sich insoweit größtmögliche Flexibilität zu erhalten, soll daher auch 

für diesen Fall die Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss bestehen. Insbesondere ist es 

marktüblich, Anleihegläubigern ein Bezugsrecht auf Folgeanleihen zu geben, damit Wandel- 

oder Optionsanleihen besser platzierbar sind. Des Weiteren kann so einem Abschlag vom 

Umtausch- oder Bezugspreis vorgebeugt und die Finanzstruktur der Gesellschaft gestärkt 

werden.  

 

Der persönlich haftende Gesellschafter soll weiter in entsprechender Anwendung von § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ermächtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats auszuschließen, sofern der Ausgabepreis der Schuldverschreibung den nach 

anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs-und/oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht nicht 

wesentlich unterschreitet. Dieser Bezugsrechtsausschluss ist notwendig, wenn Schuldver-



 
 

 

 

 

schreibungen schnell platziert werden sollen, um ein günstiges Marktumfeld zu nutzen. Da 

insoweit der Zeit- und Kostenaufwand aus der Abwicklung des Bezugsrechts entfällt, ist eine 

marktnahe Festsetzung der Ausgabekonditionen möglich, so dass sich ein höherer Mittelzu-

fluss bei der Gesellschaft erreichen lässt. Die Interessen der Aktionäre werden dadurch ge-

wahrt, dass die Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter dem Marktwert ausgegeben 

werden dürfen, wodurch der Wert eines Bezugsrechts praktisch gegen Null tendiert. Jeder 

Aktionär hat so die Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung seiner Anteilsquote erforderlichen 

Aktien zu annähernd vergleichbaren Bedingungen über die Börse zu erwerben. Hinzu 

kommt, dass der Umfang dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss beschränkt ist, 

da die zur Bedienung der Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. bei Erfüllung der Wand-

lungspflicht ausgegebenen bzw. auszugebenden Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals 

nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-

mächtigung noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächti-

gung. Auf den vorgenannten Höchstbetrag von 10% sind dabei alle Aktien anzurechnen, die 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

gemäß oder in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 

veräußert werden. Ferner sind auf diese Zahl auch die Aktien anzurechnen, die zur Bedie-

nung von Wandlungs- und/oder Optionsrechten ausgegeben wurden oder noch ausgegeben 

werden können, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächti-

gung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgege-

ben wurden. Diese Anrechnung geschieht im Interesse der Aktionäre und stellt eine mög-

lichst geringe Verwässerung ihrer Beteiligung sicher. 

 

Darüber hinaus soll der persönlich haftende Gesellschafter ermächtigt werden, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen aus-

zuschließen, soweit diese gegen Sacheinlage zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs 

von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen 

Vermögensgegenständen ausgegeben werden. Der Bezugsrechtsausschluss ist aber nur 

zulässig, wenn der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zu dem Wert 

der Schuldverschreibung steht. Im Fall von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder 

Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht ist der Marktwert maßgeblich. Die Möglichkeit, Schuld-

verschreibungen der Gesellschaft in geeigneten Einzelfällen als Gegenleistung anzubieten, 

ist im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte von Vorteil und schafft den notwendi-

gen Spielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-

teilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen kurzfris-

tig zu nutzen. Hierdurch können die Marktposition und die Wettbewerbsfähigkeit der Gesell-

schaft gestärkt und weiter ausgebaut werden. Des Weiteren ermöglicht die vorgeschlagene 

Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung eine optimale 

Finanzierung der Gesellschaft, da hierdurch die Liquidität der Gesellschaft geschont wird und 

die Kapitalbasis gestärkt werden kann. Der Gesellschaft erwächst dadurch kein Nachteil, 

denn die Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung setzt voraus, dass der 

Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Schuldverschrei-

bungen steht. Der persönlich haftende Gesellschafter wird bei der Festlegung der Bewer-

tungsrelation sicherstellen, dass die Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ange-

messen gewahrt bleiben. 

 

Der persönlich haftende Gesellschafter wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob der Er-

werb und die Hingabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung im wohlverstandenen 
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Interesse der Gesellschaft liegen. Der persönlich haftende Gesellschafter und der Aufsichts-

rat halten diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss für sachgerecht.  

 

Jede Ausgabe von Schuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts darf unter 

dieser Ermächtigung nur erfolgen, wenn der auf die Summe der neuen Aktien, die aufgrund 

einer solchen Schuldverschreibung auszugeben sind, entfallende rechnerische Anteil des 

Grundkapitals 10% des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vor-

liegenden Ermächtigung. Auf diese Grenze werden angerechnet Aktien, die während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden. 

 

Der persönlich haftende Gesellschafter wird über eine etwa erfolgte Ausnutzung der Ermäch-

tigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen und/oder Optionsschuldverschrei-

bungen jeweils in der nächsten Hauptversammlung berichten. 
Ströer SE & Co. KGaA 

 

 

Köln, im Mai 2022 

 

 

Ströer SE & Co. KGaA 

Der persönlich haftende Gesellschafter  
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